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Geld und Unschuldsvermutung

Die SPD als bessere Partei der Verbrechensbekämpfung

Jörg Kopitzke

ei Geld hört der Spaß bekannter-
B weise auf — bei der SPD aber

auch die Rücksichtnahme auf
rechtsstaatliche Errungenschaften wie

die Unschuldsvermutung. Die bisheri-
gen Entwürfe der SPD zur Vermögens-

einziehung bedeuteten im Endeffekt eine

Aushebelung der Unschuldsvermutung,

indem sie eine Beweislastumkehr bei
verdächtigem Vermögen vorsahen, sind
aber mit Ablauf der 12. Legislaturperi-
ode der Diskontinuität unterfallen;-Den

daher notwendigen neuenEntwurfhat
der Lauschangriff-Befürwe Inesteil-
vertretende rechtspolitische Sprecherder
SPD-Bundestagsfraktion ‚Prof. Dr. Jür-
gen Meyervorgelegt, der ü
rigen Vorschläge:

 

 

       

   

 

ätze. Zwar seien
ekämpfung des

   

  
neueRechtsgrundlagen speziellzur Be-
kämpfung der Organisierten Kriminali-
tät verabschiedet und.durch
chensbekämpfungsgesetz vor 1994 *teil-

weise ergänzt worden:Damitseien aber

 

 

 

 
immernoch nicht die Mittel geschaffen.
worden, die.rechtlich unbedenklich.und
tatsächlich wirksam im gebotenen Um=
fang zur Verhütung und: Verfolgung der

Organisierten inalität beitragen
könnten.

 

  
   

 

  

  

  

  
   
Stenerhinteietlung oder aus

schweren Straftaten oder Taten }

Organisierten Kriminalität zuzurechne,
sind, verfügt. Die Verfügbarkeit erhebli-
chen Vermögens aus schweren Straftate .

wird als Gefahr für die öffentliche

Sicherheit und Ordnungdefiniert,die es

durch eine Sicherstellung sofort und
vollständig zu beseitigen giltMit dem
Argument, daß im Rahmeneinersolchen

   
  

    

    

    

   
  

   
  

polizeirechtlichen Gefahrenabwehr die
Unschuldsvermutungfunktionslos wäre,’
werden rechtliche Bedenken bezüglich

der Unschuldsvermutung definitions-
gemäßbeiseite gedrängt. Außerdem wird
darauf hingewiesen, daß die speziellen
Beweisschwierigkeiten des Strafverfah-
rens im Steuerrecht sönicht auftauchen

 

könnten. Anknüpfungspunkt sei nicht
die strafrechtliche Qualifizierung der
von der Organisierten Kriminalität er-
zielten Gewinne, sondern die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit des Steuerpflich-

ng soll der Art. 14  

 

  
  

tigen. Zur Klarsi

 

rührt oder dafür verwendet werdensoll,
wird.nicht geschützt.“ Weshalb eine
;ölcheverfassungsrechtliche Klarstel-
üng.vonnötenist, wenn es einen Eigen-

msbereich betrifft, der schon zur Zeit
en Schutzbereich des Art. 14

t, wird wohl ein Geheimnis des

fsverfassers bleiben. Interessant
ch zu erfahren, wie festgestellt

kann, daß. Eigentum zu einer
jtraftat verwendet. werden soll. Hier

e Gefahreiner .Verdachtsein-
;& überdeutlich.

hutzrecht aufdem

ast jedes neuen Vor- 
schlages im Bereich, der Bekämpfung

.der OrganisiertenKriminalität ist eine

chleichende Aushöhlung datenschutz-
echtlicher Bestimmungen. Das Daten-

chutzrecht wird zunehmendals Hemm-

‚schuh für eineeffektive Bekämpfung der
Kriminalität angesehen. Meist wird die

umfassende Vernetzung aller möglichen 
us watlichen Stellen gefordert. So auch

urch ein Vermögensbeschlagnah-

. und Steuersicherungsgesetz ver-
knüpft der Entwurf. die Ebenen der

Polizei, der Staatsanwaltschaft und der
nanzbehörden miteinander. Zielist die

chaffung eines funktionellen Interven-

‚lionsverbundes,der eine frühzeitige und
„wirksame Gefahrenabwehr sowie eine
weitgehende Gewinnabschöpfungleiste.

Aufdiesem Wege wird der Datenschutz

zur Farce. Den Vorteil dieses Ansatzes

sehen die BefürworterInnen darin, daß

die steuerlichen Abschöpfungsmög-

lichkeiten schon greifen könnten, wenn

die strafrechtlichen Ermittlungen noch

nicht begonnen haben, geschweige denn
abgeschlossen sind. Vorteilhaft im steu-

errechtlichen Verfahren sei auch die
Möglichkeit einer Schätzung der Be-

steuerungsgrundlage, wennder/die Steu-
erpflichtige seine/ihre Mithilfe bei der
Berechnung verweigere. Die frühzeitige
Einbindung der Finanzbehörden könnte
dazu führen, daß schon durch Festset-
zung und Beitreibung von Steuern der
Organisierten Kriminalität der überwie-

gende Teil des (geschätzten) Gewinns

und damit in der Praxis die Gesamtheit
des beschlagnahmten Vermögensdauer-
haft und ohne Rücksicht auf den Aus-
gangstrafrechtlicher und/odersteuerstraf-

rechtlicher Ermittlungen entzogen wer-
den könnten. Welcher Spielraum mögli- -
cherstaatlicher Willkür sich dort eröffnen

könnte,liegt auf der Hand.

Die BefürworterInnen einer umfas-

senden Gewinnabschöpfung müßten end-
lich folgendes erkennen: Eine Optimie-
rung derselben ist nur möglich bei
Nichtbeachtung datenschutzrechtlicher

Erwägungen, der Unschuldsvermutung,

des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und
des Grundrechts auf Eigentum. Ein Groß-

teil der Vorschläge ist damit unvereinbar
mit unserem derzeitigen Verfassungs-
und Strafrechtssystem.? Werdieses nicht

grundsätzlich in Frage stellen will, muß
sich dann aber auch mit seiner Limitie-

rung in bestimmten Bereichen der Ver-

brechensbekämpfungabfinden.
Jörg Kopitzkelebt als
Rechtsreferendar in Köln.
Anmerkungen:

Siehe Meyer/ Hetzer, ZRP 1997, 13 ff.

Bundesgesetzblatt (BGBl.) 1992 I, 1302 ff.

BGBl. 1994 1, 3186ff.

Meyer/Hetzer, ZRP 1997, 13 (18).

Siehe auch Eser in Küper / Welp 1993, 833

(853).
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Bundesweiter Stud

Adressre der

Anschriften

Telefon-,

Fax- und

E-Mail-Nr.

Kontakt-

personen

 

Über 1111

Adressen!April 1997

ASten e USten e StuRa's ® Bu-

FaTa's e LAK's e Hochschul-

gruppene StudentischeInis ®

Studentische Zeitungen e Lan-

desschülerInnenvertretungen ®

Politische Gruppen ® Studen-

tenwerke e Hochschulleitun-

gen e Bildungs- & Wissen-

schaftsministerien e Wissen-

schaftsorganisationen ® Stiftun-

gen e Gewerkschaften e Partei-

en e Landtage e Bundestag ®

Bundesregierung ® Medien ®

Europa e u.a.m.

Schreibtischversion (DIN A4)
14 DM zzgl. 3 DM (Porto & Versand)

Pocketversion (DIN A 6)
10 DM zzgl. 3 DM (Porto & Versand)

Diskette
50 DM für StudentInnenvertretungen

(für andere 70 DM), zzgl. 5 DM (Porto

& Versand)

Bezugsadresse:

AG Studentischer Adressreader

c/o AStA Universität Hannover

Welfengarten 1

30167 Hannover

Z 0511 - 762 5061

BE 0511 - 717441

Sabine Kiel

Z& 05102 - 5108

dreier

Ausammenschluß von

StudentInnenschaften

 

®
ISW sozial-ökologische

Wirtschaftsforschunge.V.

analysen
fakten & argumente

isw-report
erscheintvierteljährlich, DM 5,- + Versand
(Jahresabo: 30,- DM)

EURO-Strategien des Kapitals
(Nr. 29, Oktober 1996)
Das Geschäft mit der Wohnung
(Nr. 30, Februar 1997)
Deutsche Macht-Allianz
(Nr. 31, April 1997)

isw-spezial
Cubalibre - Kubaliberal?
(Nr. 9, Januar 97), DM 5,- + Versand
Energiesteuer - und dann?
(Nr. 10, April 97), 80 S., DM 8,- + Vers.
 

   

   

 

    

   

 

ISW_wrtscharts-__
UNDGRAFIKDIENST

wenn une

Armut & Sozialabbau
in einem reichen Land
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isw-wirtschaftsinfo extra
Von Krise zu Krise - Standortkrieg
oder Beschäftigungspolitik
(Nr. 25, Apr. 96), DM 5,- + Versand

wirtschafts- und grafikdienst
Reichtum und Kapitalmachtin
Deutschland(Nr. 2, Nov. 95), 8,- + Vers.
Der Steuer-Skandal
(Nr. 3, Juni 96), 10,- DM + Versand

Armut & Sozialabbau
(Nr. 4, Jan. 97)10,- DM + Versand

Prospekte anfordern,
Bestellungen,

abonnieren, fördern
bei isw sozial-ökologische
Wirtschaftsforschunge.V.
Johann-von-Werth-Str. 3,

80639 München,

Fax 089-168 94 15

 

 

 

 

 

 

      Die Monatszeitung für Selbstverwaltung

Unsere Schwerpunktthemen:
 

  

     

    

SchwerpunktJanuar 1997:
Regionalentwicklung Schweiz
Aufbruch Basel

Soziale Ökonomie: »Local work for local peo-
ple using local resources« - Region Basel: Ver-
ein(t in die) soziale Ökonomie - Die Fördera-
tion »Netzwerk Zukunft« - Tauschen ohneBar-
geld in Basel

  

Schwerpunkt Februar 1997:
Sozialabbau am Beispiel
Berlin-Wedding: Projektesterben

Mädchenladen Wedding - Frauenladen der Ber-
liner Suchthilfe - Frauenladen der AWO - Auto-
feminista- Lesbenarchiv Spinnboden - Weddin-
ger Kinderfarm - AWO Frauenprojekte - Putte,
Fabrik Osloer Straße - Projekt Lernstatt e.V.-
Stadtteilladen Rat & Tat

    

  

 

    
    

     

  

  Schwerpunkt März 1997:
Kommerz & Alternativer Welthandel
Vom Antiimperialismus zum FairTrade

Kommerz im alternativen Welthandel? - Inter-
view mit einem Mitarbeiter des Marburger
Weltladens - El Punte GmbH: Partnerschaftle-
ben!  
Schwerpunkt April 1997:
Tauschwirtschaft
Schattendienste werdensichtbar

MORE: Das Herz von Grace Hill - Seniorenge-
nossenschaften - Tauschgeld Lohnfür Hausar-
beit? - 3. bundesweites Tauschringtreffen in
Kassel - Tauschringe in Oberösterreich -
Tauschring Heidelberg u.v.m

 

   
  

In Vorbereitung:
Kommunen - Europa - Freie Radios
-Wohnungsgenossenschaften

Zum Kennenlernen wird ein 3-monatiges
Schnupperabofür 10 DM frei Haus (nur ge-
gen Vorkasse Schein/Briefmarken/V-Scheck)
angeboten.

Außerdem: BUNTE SEITEN 1996/97 — Das
»einzige Adreßverzeichnisderalternativen Be-
wegungen« mit 11.000 Adressen aus der BRD,
CH und A im Buchformat A4, 240 Seiten, 30
DM zzgl. 3 DM Versandkosten (auch gegen
Rechnung).

Bestellanschrift:
CONTRASTE e.V., Postfach 10 45 20
D-69035 Heidelberg, Fax (0 62 21) 1644.89    


